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Einleitung 

Die Rolle des Kaufes hat sich im modernen Wirtschaftsleben wesentlich geän-
dert. Nach traditioneller Auffassung wird mit dem Kaufvertrag ein gleichzeitiger 
Austausch von Sachen und Preis herbeigeführt. Die Vorleistung des Verkäufers 
wird als eine mögliche, aber eher seltene Abweichung von der nonnalen Struktur 
dieses Vertragstypus angesehen. 

Diese Auffassung ist nunmehr überholt. In unserem Wirtschaftssystem wird 
der ständigen Förderung der Nachfrage seitens der Verkäufer bzw. Produzenten 
die wesentliche Funktion zugeschrieben, als Motor der Produktionsentwicklung 
zu wirken. Diesbezüglich spielt neben den intensiven Werbungsaktionen auch 
das Anbot günstiger Ankaufsbedingugen eine erhebliche Rolle. Dazu gehört auch 
die Bereitschaft des Verkäufers, den Kaufpreis zu kreditieren. 

Durch die Stundung bzw. Aufteilung des Kaufpreises in Raten wird dem 
Käufer ein Anreiz zum Ankauf geboten. Man gewährt ihm einen richtigen An-
schaffungskredit. Die Vorleistung des Verkäufers hat sich daher zu einer ge-
bräuchlichen Art Finanzierung des Käufers entwickelt. 

Mit dem Kreditkauf sind für den Verkäufer nicht nur Vorteile, sondern auch 
Nachteile verbunden. Er geht dadurch ein erhebliches Risiko ein, das nur durch 
die Begründung einer festen Sicherheit erträglich wird. Um der wichtigen wirt-
schaftlichen Funktion des Kreditkaufes genügend Rechnung zu tragen und seine 
ungestörte praktische Verbreitung zu erleichtern, muß daher die Rechtsordnung 
dem Verkäufer die Möglichkeit verschaffen, sein Sicherungsinteresse in angemes-
sener Art und Weise zu schützen 1. 

Mit Bezug auf die Kaufpreisforderung erweisen sich die traditionellen dingli-
chen und persönlichen Sicherheiten als ungeeignet. Überschüssig scheint zu 
diesem Zweck eine Hypothekenbestellung, die außerdem auch deswegen aus-
scheidet, weil sowohl Konsumenten, wie auch kleine und mittlere Betriebe häufig 
über Liegenschaftsvennögen nicht verfügen. Auch die Bestellung eines Bürgen 
bzw. Garanten ist völlig unbrauchbar. Als Sicherungsgut kommen daher nur 
bewegliche Sachen, bei Unternehmern insbesondere die Betriebsmittel in Be-
tracht. 

Die sicherungsweise Verwendung des beweglichen Vennögens erfolgt typi-
scherweise dlJrch die Verpfändung. Dieses traditionelle Sicherungsmittel wird 

1 Zanarone, Effetti dei fallimento sui rapporti giuridici preesistenti, in Commentario 
Scialoja/ Branca della Legge fallimentare, Art. 73, Bologna-Roma, 1979, S. 164 ff. 

2 Bonomi 



18 Einleitung 

aber dem Interesse des Sicherungs gebers nicht gerecht, weil die Rechtsordnung 
zur wirksamen Pfandrechtsbegründung die körperliche Übergabe der Pfandsache 
verlangt. § § 451- 52 ABGB und Artt. 2786 - 87 codice civile bringen dieses sog. 
"Faustpfandprinzip" im österreichischen und im italienischen Recht zum Aus-
druck. Daraus folgt, daß der Sicherungsgeber auf Besitz und Gebrauch des 
Pfandobjektes bis zur vollständigen Erfüllung der zu sichernden Verpflichtung 
verzichten soll. Der Vorteil der Kreditierung wird somit mit dem Nachteil einer 
möglicherweise langdauernden Unbenutzbarkeit des Sicherungsgutes aufgewo-
gen. 

Aufgrund des geltenden Faustpfandprinzips ist die Brauchbarkeit des Pfand-
rechtes weitgehend eingeschränkt. Es stellt sich daher die wichtige Frage, ob 
und unter welchen Voraussetzungen die Begründung von besitzlosen Mobiliarsi-
cherheiten zulässig ist2• 

In der Vertragspraxis der deutschsprachigen Länder hat sich das Eigentum zu 
einem gebräuchlichen Mittel "zur Befreiung von den engen Fesseln des Faust-
pfandes" entwickelt. Die Sicherungsübereignung mit Bezug auf reine Geldkredite 
und insbesondere der Eigentumsvorbehalt mit Bezug auf Lieferantenkredite ha-
ben erheblich an Bedeutung gewonnen. 

Mit dem deutschen und dem österreichischen Eigentumsvorbehalt - wir kom-
men somit zum eigentlichen Gegenstand dieser Arbeit - wird dem Interesse 
des Käufers, die Kaufsache schon vor Zahlung des Kaufpreises zu benützen, 
genügend Rechnung getragen. 

Auch für den Verkäufer ist aber dieses Sicherungsmittel in hohem Maße 
zweckdienlich. Erstens ist es leicht zu begründen, denn die einfache Vereinbarung 
zwischen den Vertragsparteien genügt. Weiters bietet der EV einen hohen Siche-
rungsgrad und ist gegen allfällige Eingriffe Dritter gut geschützt. Durch die 
Vereinbarung einer sog. Rücknahmeklausel ist der Verkäufer imstande, einen 
gewichtigen Druck über den säumigen Schuldner zu erzeugen. 

"Last but not least" kann der Eigentumsvorbehalt durch die Vereinbarung von 
sog. Verlängerungsklauseln auch dann seine Sicherungsfunktion wirksam erfül-
len, wenn die Kaufwaren zur Verarbeitung bzw. zur Weiterveräußerung bestimmt 
sind. Die Begründung dieses Sicherungsmittels ist daher auch bei Lieferungen 
von Rohstoffen oder bei Verkäufen an einen Zwischenhändler zweckmäßig. 

Das italienische Recht ist ursprünglich dem französichen Beispiel gefolgt und 
hat das Sicherungsinteresse des Verkäufers nur in Ausnahmefällen durch die 
Anerkennung von besonderen gesetzlichen Vorzugsrechten ("privilegi") gewahrt. 

Noch im aktuellen Zivilgesetzbuch ("codice civile") von 1942 sieht beispiels-
weise die Vorschrift des Art. 2762 vor, daß dem Verkäufer von Maschinen ein 

2 Siehe dazu Drobnig, Mobiliarsicherheiten im internationalen Wirtschaftsverkehr, 
in RabelsZ., 38 (1974), S. 468. 
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dreijähriges Vorzugsrecht an den verkauften und übergebenen Maschinen zusteht. 
Dieses Recht vorzugsweiser Befriedigung wirkt nach Artt. 53 und 54 Konkursge-
setz ("legge fallimentare" von 1942) auch im Konkurs des Käufers. 

Es ist aber zu beachten, daß dieses Recht des Verkäufers in der gesetzlichen 
Rangordnung der Vorzugsrechte nach Art. 2778 cod.civ. nur die vierzehnte Stelle 
belegt. Allen vorangehenden Vorzugsrechten wie auch allflilligen Pfandrechten 
an der Kaufsache (Art. 2748, Abs. 1) gebührt der Vorrang dem bevorzugten 
Verkäufer gegenüber. Außerdem scheint die Vorschrift des Art. 2762 auch des-
wegen ungenügend, weil sie nur den Verkäufer von "Maschinen" schützt. 

Der codice civile 1942 sieht auch andere Rechtsbehelfe zugunsten des unbefrie-
digten Verkäufers vor. Nach Art. 1519 steht dem Verkäufer ein Rücknahmerecht 
zu, aufgrund dessen er die Rückgabe der Sache innerhalb von 15 Tagen ab 
Übergabe klagsweise verlangen kann. Diese Möglichkeit scheidet aber gerade 
dann aus, wenn die Kaufpreiszahlung gestundet worden ist. 

Nach Art. 1517 kann der Verkäufer die Auflösung des Kaufvertrages kraft 
Gesetzes bewirken, wenn er vor Ablauf der dafür vereinbarten Frist die Übergabe 
der Sache angeboten hat, während der Käufer nicht bereit ist, die eigene Verpflich-
tung zu erfüllen. Auch diese Vorschrift setzt aber die Vereinbarung einer Zug-
um-Zug-Leistung und ist auf den Kreditkauf nicht anwendbar. 

Die wichtigste Neuerung des codice civile von 1942 besteht in der Regelung 
des Vorbehaltskaufes 3• Der Eigentumsvorbehalt war dem alten codice civile von 
1865, so wie dem französischen "code Napoleon" nicht bekannt. In einem reinen 
Konsensualsystem, wo der Eigentumserwerb direkt aus dem Kaufvertrag folgt, 
gibt es für den Eigentumsvorbehalt keinen Platz. 

Wie in Frankreich haben sich aber die Vorbehaltsklauseln auch in der italieni-
schen Vertragspraxis nach dem deutschen Vorbild verbreitet. Schon unter dem 
Geltung des alten codice civile war ihre Zulässigkeit in Lehre und Rechtsprechung 
anerkannt worden 4 • 

Offen blieb aber die Frage nach der Wirksamkeit dieser Vereinbarung den 
Dritten und insbesondere den Gläubigern gegenüber. In Frankreich ist diese Frage 
bis zur Reform des Konkurs- und Ausgleichgesetzes von 1980 von der Rechtspre-
chung ablehnend beurteilt worden. Der italienische Gesetzgeber hat dagegen die 
Wirksamkeit des EV den Gläubigern des Käufers gegenüber bereits 1942 aner-
kannt, obwohl er diese Wirksamkeit von der Einhaltung gewisser Publizitätsanfor-
derungen abhängig gemacht hat 5• 

3 Artt. 1523-26 cod.civ. 
4 Siehe unten, Fn. 7 und 45 zum 11. Kapitel. Über die dogmatische Begründung der 

Zulässigkeit des Eigentumsvorbehaltes in einem Konsensualsystem vgl. unten, 11. Kapi-
tel, 3., b), ff. 

5 Art. 1524 cod.civ. und dazu I. Kapitel, 3. und 4. 

2* 
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